
Die internationale und die westdeutsche Konjunktur Mitte Mai 1961 S. 83 

Der mitteldeutsche „Staatshaushalt" in den Jahren 1960 und 1961 . . S. 85 

DEUTSCHES INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG 
(INSTITUT FÜR KONJUNKTURFORSCHUNG) 

Wochenbericht 
28. Jahrgang Berlin, den 19. Mai 1961 Nummer 20 

Nachdruck und sonstige Verbreitung — auch auszugsweise — ohne Quellenangabe nicht zulässig 

Die internationale und die westdeutsche Konjunktur 

Mitte Mai 1961 

Die internationale Situation 

Mit der sich anbahnenden wirtschaftlichen Wieder-
belebung in den Vereinigten Staaten von Amerika ist 
die Gefahr eines länger andauernden Konjunkturrück-
gangs zunächst einmal gebannt, bevor noch die ameri-
kanische „recession" auf die übrigen Länder der west-
lichen Weltwirtschaft überzugreifen vermochte. Als 
weltwirtschaftliches Zentralproblem rückt jetzt wieder 
das Ungleichgewicht in den internationalen Wirtschafts-
beziehungen in den Brennpunkt der Diskussion. Die 
Lösung dieses Problems ist trotz verbesserten Konjunk-
turklimas in der westlichen Welt kaum weniger drin-
gend als zuvor. 

Da die D-Mark- und Guldenaufwertung, die für eine 
Beseitigung der Zahlungsbilanzungleichgewichte nicht 
ausreicht, die internationale Währungsspekulation be-
lebte, statt beruhigte, stehen vorab Maßnahmen zur 
Stützung der von der Spekulation benachteiligten Wäh-
rungen im Vordergrund der allgemeinen Erörterung. 
Zwar sind durch derartige Maßnahmen die funda-
mentalen Außenwirtschaftsungleichgewichte nicht zu 
beheben, doch würden sie die Vorbedingung für die 
Bereinigung der unausgeglichenen internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen ohne starke Beeinträchtigung 
des weltwirtschaftlichen Wachstums schaffen.DieVolks-
wirtschaften mit Zahlungsbilanzdefiziten gewönnen da-
durch Spielraum für eine Produktivitätsfortschritte 
begünstigende und damit ihre Exportkraft stär-
kende wirtschaftliche Expansion und brauchten nicht 
zu Restriktionsmaßnahmen Zuflucht zu nehmen. Der 
Vorwurf ist daher unberechtigt, daß derartige Maß-
nahmen dem eigentlichen Problem aus dem Wege 
gehen und auf eine Einschränkung, wenn nicht gar 
Rücknahme der mühsam errungenen freien Währungs-
konvertibilität hinauslaufen, deren letzte Konsequenzen 
man zu ziehen scheut. Freie Währungskonvertibiltät 
ist nicht mit einer laissez-faire-Weltwirtschaft gleich-
zusetzen. Auch die freie Währungskonvertibilität be-
darf einer besonnenen währungspolitischen Unter-
stützung, wenn unerwünschte weltwirtschaftliche 
Entwicklungen vermieden werden sollen. 

Die gegenwärtige internationale Währungssituation 
ist dadurch gekennzeichnet, daß sieh Währungen einer 
allgemeinen Nachfrage erfreuen, die bisher nur eine 
untergeordnete Rolle als internationales Zahlungs-
mittel spielten. Zu ihnen gehören vor allem die Wäh-
rungen führender kontinental-europäiselier Volkswirt-
schaften. Ihre Beliebtheit verdanken diese Zahlungs-
bilanzüberschüssen, durch die aber der übrigen 
Weltwirtschaft Liquidität nicht zugeführt, sondern ent-

zogen wird. Eine Änderung in der Haltung dieser 
Länder ist unumgänglich, wenn nicht der Mechanismus 
der freien Konvertibilität die währungsschwachenLänder 
in Schwierigkeiten bringen soll,die mit einem gesunden 
weltwirtschaftlichem Wachstum unvereinbar sind. So-
lange der übrigen Welt die begehrten Währungen nicht 
im Leistungs- und Kapitalverkehr zufließen, müssen 
sich die betreffenden Volkswirtschaften mehr als bisher 
dazu bereit finden, Währungskredite zu gewähren, 
damit die Nachfrage nach ihren Währungen ohne.-welt-
wirtschaftlich unerwünschte Verknappungserscheinun-
gen befriedigt werden kann. Das sogenannte Baseler 
Abkommen, in dem sich die Zentralbanken der führen-
den westeuropäischen Volkswirtschaften bereit erklär-
ten, schwache Währungen dadurch zu stützen, daß sie 
auf ihren Umtausch in andere Devisen oder Gold 
vorübergehend verzichten, ist ein erster Schritt in 
Richtung auf die volle Übernahme der weltwirtschaft-
lichen Verpflichtungen, die den westeuropäischen Län-
dern aus der verbesserten Position ihrer Währungen 
erwachsen sind. 

Es wäre verfehlt, wenn sidh die westeuropäischen 
Länder längerfristigen, das Baseler Provisorium ab-
lösenden Währungsabkommen in der Meinung wider-
setzten, daß ihnen damit Lasten aufgebürdet würden, 
die die währungsschwächeren Länder nicht mehr zu 
tragen gewillt sind. Nicht wenn Währungen infolge 
wachsender Attraktivität die Funktionen internatio-
naler Zahlungsmittel übernehmen, sondern wenn sie 
im internationalen Zahlungsverkehr ihre Anziehungs-
kraft verlieren, werden die betroffenen Volkswirt-
schaften Belastungen ausgesetzt. So sind die Vereinig-
ten Staaten und Großbritannien nicht etwa deswegen 
benachteiligt, weil ihre Währungen die Rolle inter-
nationaler Zahlungsmittel spielen, sondern allein des-
halb, weil dem Dollar und dem Pfund gegenwärtig 
keine so große Wertschätzung entgegengebracht wird 
wie einigen westeuropäischen Währungen. Ist die Wäh-
rung eines Landes als internationales Zahlungsmittel 
allgemein gefragt, so erlangt das betreffende Land 
sogar einen kaum zu unterschätzenden Vorteil. Gerät 
es ins Zahlungsbilanzdefizit, so ist es in der Lage, 
diesen Saldo zunächst einmal durch Zahlung in eigener 
Währung auszugleichen. Natürlich sind diesem Vor-
gehen, wie die Zahlungsbilanzentwicklung der Vereinig-
ten Staaten in der Nachkriegszeit deutlich zeigt, 
Grenzen gesetzt, weil bei anhaltendem Zahlungsbilanz-
defizit die der betreffenden Währung entgegen-
gebrachte Wertschätzung abnimmt. Immerhin hat ein 
solches Land einen Manövrierspielraum, der einer 
hohen Gold- und Devisenreserve entspricht. Stich-
ihaltige Bedenken gegen die Einräumung von Stützungs-



- 84 - 

krediten, die einer knappen Währung ermöglichen, 
eine größere Rolle als internationales Zahlungsmittel 
zu spielen, sind somit kaum vorzubringen. 

Bei einer Neugestaltung des internationalen wäh-
rungspolitischen Zusammenspiels muß natürlich auch 
darauf Bedacht genommen werden, daß die Weltwirt-
sehaft nicht übermäßig mit Liquidität angeschwemmt 
werden darf. Eine Zusammenarbeit der Zentralbanken, 
die auf die Stützung der schwachen Währungen gerich-
tet ist, kann leicht die Gefahr einer unerwünschten 
Liquiditätsausweitung heraufbeschwören, wenn der 
Umtausch schwächerer in bevorzugte Devisen durch 
Stützungskredite ermöglicht wird. 

Eine sinnvolle Währungsneuordnung verlangt da-
her eine zentrale Stelle, deren Aufgabe die Koordi-
nierung der Währungspolitik wäre. Diese Institution 
hätte einerseits darüber zu wachen, daß die Defizit-
länder nicht in den Genuß von weltwirtschaftlich nicht 
mehr gerechtfertigten Stützungskrediten kämen, und 
andererseits zu entscheiden, in welchem Umfang sich 
die Überschußländer an Gewährung von Stützungs-
krediten beteiligen müßten, damit ein reibungsloser 
internationaler Zahlungsverkehr gesichert wäre. Die 
gegenwärtig diskutierten Vorschläge zur Umgestaltung 
des Weltwährungsfonds laufen darauf hinaus, ihm der-
artige Funktionen zu übertragen. Ihre Verwirklichung 
könnte die Grundlage schaffen, auf der die gegenwärtig 
angespannte Weltwährungslage zu überwinden wäre. 

Westdeutschland 

Wenn die Zuwachsrate der Gesamterzeugung der 
westdeutschen Wirtschaft nach den jetzt vorliegenden 
Schätzungen für dieses Jahr bereits höher angesetzt 
werden konnte als dies in den Prognosen Ende ver-
gangenen Jahres noch vertretbar erschien, so sind für 
diese optimistischere Beurteilung des Angebotspoten-
tials nicht zum wenigsten auch die sehr positiven 
Produktionsergebnisse der industriellen Erzeugung 
während der ersten Monate dieses Jahres maßgebend 
gewesen. Zwar hat sich die Erzeugungszunahme der 
Industrie im März gegenüber den Vormonaten wieder 
verlangsamt, nachdem die Industrieproduktion gerade 
in den Wintermonaten entgegen der Saisontendenz 
konjunkturell kräftig zugenommen hatte. Die Gründe 
für die Abflachung der Produktionskurve im März 
sollten jedoch nicht einseitig in der kontinuierlichen 
Verschärfung der Arbeitsmarktsituation gesehen wer-
den. Ganz abgesehen davon, daß die zunehmende Ver-
knappung der Arbeitskräfte schon seit langem als 
ständige Begleiterscheinung der westdeutschen Hoch-
konjunktur ein gewohntes Datum ist, hat dieser Eng-
paß für die industrielle Erzeugung trotz aller Hemm-
nisse innerhalb einzelner Branchen bei weitem nicht 
die Bedeutung wie für den nichtindustriellen Bereich. 
Der Beschäftigungszuwachs in der industriellen Erzeu-
gung ist jedenfalls immer noch nahezu unverändert 
stark, und er wird auch in Zukunft keine ins Gewicht 
fallenden Einbußen erfahren, wenn es gelingt, die Zu-
wanderung vonArbeiskräften aus anderen Wirtschafts-
bereichen und aus dem Ausland weiter zu inten-
sivieren. Von vorübergehendem Einfluß auf die Ver-
langsamung der Erzeugung im industriellen Bereich 
dürfte jedoch im März, dem Monat der Aufwertung, 
die durch diese zunächst aufgekommene Unsicherheit 
über die Chancen der weiteren Absatzentwicklung 
gewesen sein. Dieser Faktor, der das Unternehmer-
verhalten hinsichtlich der weiteren Ausdehnung der 
Produktion zunächst negativ beeinflußt haben dürfte, 
hat inzwischen aber angesichts des unerwartet günsti-
gen Ergebnisses der Hannoverschen Frühjahrsmesse 
wieder an Bedeutung verloren. 
Das Angebots/Nachfrage-Verhältnis im industriellen 

Bereich zeigt in der Tendenz eine weitere, wenn auch 
nur allmähliche Entlastung. Die Auftragsentwicklung 
verläuft gedämpfter, auch die .Preiserwartungen sind 
sehr viel gemäßigter als noch vor Monaten. Die durch 
die Aufwertung zusätzlich verstärkte Konkurrenz des 
Auslandes und die Erwartungen der Wirtschaft, die 

diesen wachsenden Konkurrenzdruck in Rechnung 
stellt, üben schon heute einen sehr heilsamen dämpfen-
den Einfluß auf das Verhalten der Unternehmer hin-
sichtlich ihrer Preisgestaltung aus. 

Anders als die Marktkonstellation der industriellen 
Erzeugung zeigt der Baumarkt, und zwar der Markt 
für Hochbauleistungen, unverändert alle Merkmale 
eines in starken Preissteigerungen für Bauleistungen 
zum Ausdruck kommenden Ungleichgewichts zwischen 
Angebot und Nachfrage. Besonders bedenklich ist hier 
vor allem, daß dieses Ungleichgewicht zwischen mög-
lichem Angebot und Nachfrage nach Bauleistungen die 
unverkennbare Tendenz zeigt, sich zu vergrößern. 
Diese zweifellos unerwünschte Entwicklung hat auf 
der Nachfrageseite bereits ein so großes Eigengewicht 
erhalten — wobei insbesondere die auf weitere Preis-
steigerungen gerichteten Preiserwartungen der Auf-
traggeber ein nicht unwichtiger Faktor für die zu-
nehmende Intensität der Nachfrage sind —, daß auch 
alle bisher vorgeschlagenen und vorgesehenen Maß-
nahmen zur Dämpfung der übersteigerten Nachfrage 
nach Bauleistungen, selbst wenn sie in diesem Jahr 
noch durchgeführt werden würden, das Gesamthild der 
überhitzten Baukonjunktur im weiteren Verlauf dieses 
Jahres kaum mehr wesentlich ändern würden. Natür-
lich können diese Maßnahmen durchaus nützlich sein, 
auch wenn sie nicht sofort, sondern erst im nächsten 
Jahr wirksam werden. Vorauszusetzen ist allerdings, 
daß die öffentlichen Eingriffe nicht nur jetzt in der 
dämpfenden Richtung ausgeführt werden, sondern, 
wenn es sich zukünftig als notwendig erweisen sollte, 
auch in der anderen — expansiv — wirkenden 
Richtung. 
Auch die Befürchtungen, daß die seit der Auf-

wertung von der Bundesbank mit verstärktem Nach-
druck verfolgte Politik der Zinssenkung gerade für die 
an sich zinsempfindlichen Bauinvestitionen zu einem 
höchst unerwünschten Agens zur verstärkten Ausgaben-
steigerung werden könnte, sind in bezug auf die 
Finanzierung des diesjährigen Bauvolumens hinfällig, 
da diese praktisch abgeschlossen ist. Eine durch Zins-
senkung ermöglichte Erweiterung des Finanzierungs-
und damit auch des Ausgabenspielraums für Bauvor-
haben aller Art würde somit wiederum für die dies-
jährige Bauperiode nicht mehr relevant werden. 
Für eine noch im orthodoxen Denken befangene 

Wirtschaftspolitik bleibt die Zinssenkung unter den 
Bedingungen einer starken und ungebrochenen Hoch-
konjunktur zwar trotzdem ein Anachronismus, aber 
die Folgerung, daß dieser Widerspruch durch eine 
harte hinnenwirtschaftlich orientierte Geld- und 
Kreditpolitik gelöst werden könnte, beruht auf völlig 
irrigen Voraussetzungen.Denn, wie gerade die jüngsten 
Erfahrungen mit aller Deutlichkeit gezeigt haben, wird 
der Aufschwung bei Kreditverteuerung im Inland in 
wachsendem Maße durch Rückgriff der Wirtschaft auf 
Mittel des Auslands finanziert, wobei sich ein größer 
werdendes Zinsgefälle für den ausländischen Kredit-
geber als sehr wirksamer Anreiz zur verstärkten 
Anlage von Mitteln in Westdeutschland erwiesen hat. 
Da wegen der Substitution des inländischen Kredits 
durch den ausländischen eine wirksame Beeinflussung 
des Aufschwungs von der monetären Seite her nicht 
möglich ist, besteht auch keine Alternative zwischen 
Kreditverteuerung und vermeintlicher Dämpfung der 
Konjunktur einerseits oder Kreditverbilligung und 
zusätzlichem Antrieb für die Konjunktur andererseits. 
Vielmehr gibt es nur die Alternative, den Mittelzustrom 
aus dem Ausland, soweit er aus Zinsdifferenzen oder 
rein spekulativen Motiven resultiert, entweder weiter 
zuzulassen, also auf Zinssenkung zu verzichten, oder 
diesen Zustrom abzuwehren, was eine weitere Zins-
senkung voraussetzt. Daß * das letzte nicht nur aus 
zahlungsbilanzpolitischen Gründen das allein Vernünf-
tige ist, folgt nicht nur aus den Substitutionseffekten, 
die die beabsichtigte Einschränkung der inländischen 
Kreditversorgung verhindern, sondern auch daraus, 
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daß eine vom Ausland abhängiger werdende Kredit-
versorgung des Inlandes, besonders bei spekulativen 
Devisenzuflüssen, höchst unerwünschte Merkmale der 
Labilität erhalten kann. 

In der jüngsten Vergangenheit hatten neben den 
Devisenzugängen aus dem Waren- und Leistungs-
verkehr vor allem die aus reinen Finanztransaktionen 
anfallenden Auslandsmittel eine entscheidende Rolle 
für den verstärkten Devisenanfall gespielt, wobei 
neben den vom Ausland wahrgenommenen Vorteilen 
des Zinsgefälles auch rein spekulative Überlegungen 
als Motiv dieses verstärkten Devisenzugangs ins Ge-
wicht fielen. Den Liquiditätseffekten dieses Netto-
devisenzugangs standen andererseits jedoch die diesen 
Zustrom mehr als kompensierenden Kontraktions-
wirkungen gegenüber, die von den beschleunigt wach-
senden, im Zentralbanksystem stillgelegten und zu 
Auslandszahlungen verwandten Kassenüberschüssen 
der Öffentlichen Hand sowie von den dem Banken-
system ebenfalls beträchtliche Mittel entziehenden 
Sondertransaktionen (Beitrag der Wirtschaft zur Ent-
wicklungshilfe und Teilprivatisierung des Volkswagen-
werkes) ausgingen. Wenn trotz dieser die Liquiditäts-
effekte des Devisenzustroms per Saldo übertreffenden 

Kontraktionswirkungen die Geldmarktverflüssigung 
anhielt und damit auch die Tendenzen zur Zinssenkung 
nicht gefährdet wurden, dann war dies ausschließliche 
Folge der von der Bundesbank mit Nachdruck verfolg-
ten Politik der Liquiditätsanreicherung und Zins-
senkung. Auch das heute erreichte niedrigere Zins-
niveau stellt allerdings im internationalen Vergleich 
noch keineswegs eine Untergrenze dar. Auf den 
Märkten der langfristigen festverzinslichen Wert-
papiere ist die in Westdeutschland zu erzielende Rendite 
trotz erheblicher Auflockerung des Rentenmarktes 
immer noch höher als die für vergleichbare Auslands-
märkte maßgebende Rendite. Die Bundesbank wird 
sich jedenfalls in ihren Zielen nicht allein auf die 
Abwehr unerwünschter spekulativer Devisenzuflüsse 
beschränken dürfen. Um das im Rahmen einer zah-
lungsbilanzorientierten Geld- und Kreditpolitik jeweils 
erreichte (niedrigere) Zinsniveau auch wirklich zu 
halten, also eine unerwünschte Umkehr der Zins-
entwicklung zu verhindern, wird es daher in Zukunft 
weiter eine wesentliche Aufgabe der Notenbankpolitik 
sein, den nachlassenden Liquiditätszufluß aus dem 
Ausland durch Liquiditätsquellen aus dem Inland zu 
ergänzen bzw. zu ersetzen. 

Der mitteldeutsche „Staatshaushalt" in den Jahren 1960 und 1961 

Der mitteldeutsche „ Staatshaushaltsplan" für das 
Jahr 1961, der unter den Bedingungen der dortigen 
Zentralverwaltungswirtschaft bekanntlich nicht nur 
Einnahmen und Ausgaben des „Staates" erfaßt, 
sondern einen wesentlichen Teil des allgemeinen Volks-
wirtschaftsplanes, ist - ebenso wie der Volkswirt-
schaftsplan selbst - erst reichlich drei Monate nach 
Beginn des Planjahres fertiggestellt worden; derart 
zeitraubend waren also die Änderungen, die sich auf 
Grund der Entwicklung im Jahre 1960 gegenüber den 
ersten Entwürfen als notwendig herausgestellt hatten. 
Ein Rückblick auf die Entwicklung im Jahre 1960 ist 
daher für das Verständnis des neuen Planes un-
umgänglich. 
Ebenso wie die Ziele des nicht veröffentlichten all-

gemeinen Volkswirtschaftsplanes von 1960 nicht 
erreicht wurden, lagen die Einnahmen und Ausgaben 
des Staatshaushaltes wesentlich niedriger als im Plan 
vorgesehen war, wobei die in den Fußnoten der 
Tabellen erwähnten Änderungen in der Abgrenzung 
zu beachten sind. Deutlich wird dies vor allem bei den 
Einnahmen. Die Gesamteinnahmensumme ist um rund 
2 Mrd. DM hinter dem Voranschlag zurückgeblieben. 
Sie stieg somit nicht, wie vorgesehen, gegenüber 1959 
um 7,5 vH, sondern nur um rund 3,5 vH. Die Abfüh-
rungen der volkseigenen Industrie sind um etwa 
2,2 Mrd. DM geringer, als im Planansatz vorgesehen. 
Dies ist offensichtlich die Folge des allgemein ver-
minderten Wachstumstempos der Produktion. Bei der 
Abhängigkeit der Einnahmen von dem Aufkommen an 
Produktions- und Dienstleistungsabgaben mit ihren 
stark gestaffelten Sätzen werden die größten Ausfälle 
in den Bereichen der Verbrauchsgüterindustrien zu 
suchen sein. 
.Über die Auswirkungen der Einnahmeausfälle auf 

die Ausgabengestaltung werden keine ins einzelne 
gehenden Mitteilungen gemacht. Aus den Angaben 
über Mehrausgaben im Haushaltsplan des Jahres 1961 
ergeben sich aber einige Hinweise, wenn auch wegen 
unklarer Abgrenzungen und Überschneidungen nur für 
größere Ausgabengruppen und nur im groben Umriß. 

Hinter dem .Plan zurückgeblieben sind vor allem die 
Ausgaben für staatliche Investitionen - hier ver-
standen für Nettoinvestitionen der volkseigenen Wirt-
schaft und für Bruttoinvestitionen für öffentliche Ein-
richtungen, aber ohne Ausgaben für den Wohnungs-
bau -, und zwar in einem Ausmaße von etwa 
1.,3 Mrd. DM, das sind rund 13 vH der Plansätze. Für 
den Investitionsbereich dürften sich aber wohl finan-

zielle Schwierigkeiten weniger ausgewirkt haben als 
etwa die nicht ausreichenden Bau- und Ausrüstungs-
kapazitäten der die Investitionen tragenden Industrie-
zweige. Weniger stark zurückgeblieben, vielleicht um 
etwa 0,2 Mrd. DM, sind die Ausgaben im Gesamt-
bereich der Land-, Forst- und Wasserwirtschaft, ein-
schließlich der im Interesse der Preispolitik auf-
gewandten Zuschüsse für die Erfassungs- und Auf-
kaufbetriebe, die mehr als die Hälfte der gesamten 
Aasgaben darstellen. Ob und in welchem Ausmaß diese 
Ausgaben durch den im vorigen Jahr durchgeführten 
Prozeß der allgemeinen Koldhosivierung bestimmt 
wurden, läßt sich, wenigstens an Hand der vorliegen-
den Angaben, nicht feststellen. 
Von den weiteren Minderausgaben im Umfang von 

rund einer Milliarde DM entfällt mehr als die Hälfte 
auf Ausgaben für den Wohnungsbau. Wie aus Angaben 
zum Volkshh•irtsdhaftsplan hervorgeht, sind 1960 nur 
etwa 80 vH der geplanten Wohnungseinheiten fertig-

Mitteldeutscher Staatshaushalt 
Einnahmen (in Mrd. DM) 

Einnahmeposten Plan 
1960 

Ist 
1960 

Plan 
1961 

Abführungen seitens der VE-Wirtschaft 
VE-Industrie   
Sonstige VE-Betriebe   
Einnahmen aus anderen Quellen 
Lohnsteuern   
Steuern der privaten Wirtschaft   

halbstaatl. h) 
Sonstige Steuereinnabmen „  
Verwaltungseinnahmen   
Sozialversieherung (Beiträge) 
Arbeiter und Angestellte   
Selbständig 

Posten 
(Kredite nach langfristigem Kreditplan) 
Wohnungsbau   
Sonstige   

26,23 , 23,38 
4,40 . 4,24 

2,21 
1,71 

7,02 0,67 

6,73 

1,84 
1,35 

Gesamtbetrag der Einnahmen   
Doppelzählungen (Finanzausgleich) . . 
Kassenbestand am Jahresanfangs) . . .  

Gesamteinnahmen lt. Plan   

47,57 
2,98 
0,26 

50,81 

2)46,10 

25,83 
4,35 

2,35 
1,50 
0,85 

} 3,33 

6.95 
0,66 

1,63 
1,31 

48,76 
1,31 
1,:28 

51,35 

t) Die Einnahmen aus der halbstaatlichen Wirtschaft waren im 
Plan 1960 wahrscheinlich in den Einnahmen aus der volkseigenen 
Wirtschaft enthalten. - 2) In der Gesamtsumme sind wahrschein-
lich die im Plan 1960 nicht enthaltenen Beiträge der Sozialver-
sicherung der Selbständigen (Plan 0,53 Mrd. DM) miteingerech-
net. - s) Plan 1960 nur Bezirke, Plan 1961 anscheinend gesamter 
Haushalt. 
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Mitteldeutscher Staatshaushalt 
Ausgaben (in Mrd. DM) 

Ausgabepoeten 
Plan Plan 
1960 1961 

Zuführungen an volkseigene Wirtschaft 
Verluste und Umlaufmittel   

Nettoinvestitionen 
Industrie   
Landwirtschaft   
Sonstige   

Forschung und Entwicklung   

Ausgaben im Bereich „Land- u. Forstwirtschaft` 
Stützung der LPG-Betriebe  
Ausgaben der MTS und RTS   
Sonstige Ausgaben   
Preiszuschüsse Erfassung und Aufkauf". . 

Öffentliche Verwaltungen und Einrichtungen 
Bruttoinvestitionen   

Kommunal wirtscbaftsbetriebe   
Straßenbau  
Allgemeine Verwaltung   
Unterhalt der Volksarmee .   
Volksbildung, Wissenschafts)   
Gesundheits- und Sozialwesen s)   
Wohnungsb., Zuschüsse u. Folgeinvestitionen) 

Langfristige Kredite 
Wohnungsbau   
Rationalisierungskredite der Industrie 
Land- und Forstwirtscbaft   
Sonstige   

Sozialversicherung 
Arbeiter und Angestellte   
Selbständige   

Nicht genannte Ausgaben   

2,21 

5,14 
0,91 
1,35 

1,25 

0,62 
1,29 

4,50 

1,89 

170,51 
0,54 
2,75 
1,00 

}8,46 

0,63 

1,84 
0,25 
1,08 
0,02 

7,85 
6)0,50 

2,97 

2,44 

4,94 
0,87 
1,27 

1,39 

1)0,90 
1,07 
0,13 
4,72 

1,55 

0,53 
0,57 
2,75 
1.00 

}9,13 

0,53 

1,63 
0,'25 
0,64 

5)0,42 

8,31 
1,25 

2,98 

Gesamtbetrag der Ausgaben   
Doppelzählungen (Finanzausgleich) 
Überschuft   
Kassenbestand   

47,56 
2,98 
0,01 
0,26 

48,75 
1,31 
0,01 
1,28 

Gesamtausgaben It. Plan   50,81 51,35 

1) Davon 0,31 Mrd. DM zur rationellen Nutzung der von den 
MTS übernommenen Maschinenbestände. - Y Ist"summe als 
„Soll"summe eingesetzt. - s) Die im Gesetz genannten Beträge 
enthalten auch einen Teil der Bruttoinvestitionen, die unter 
Öffentliche Verwaltungen u. Einrichtungen" ausgewiesen wer-

den. Hier für 1960 mit rd. 1 Mrd. DM und 1961 mit rd. 0,8 Mrd. 
DM geschätzt und abgesetzt. - 41 Die im Gesetz genannten Be-
träge enthalten auch den von den Wohnungsverwaltungen un-
mittelbar aufzubringenden „Erhaltungsaufwand" sowie Eigen-
leistungen", die hier abgesetzt wurden. - 6) Vermutlich zur 
Finanzierung von Aufwendungen bestimmt, die an anderer Stelle 
bereits ausgewiesen wurden. - 6) Lediglich Zuschußbedarf. 

gestellt worden. Ferner müssen aber auch die Zu 
weisungen an die volkseigene Wirtschaft, die ins 
besondere Verlustausgleiche und Umlaufmittelzufüh 
rungen enthalten, beträchtlich hinter den Ansätzen im 
Haushaltsplan zurückgeblieben sein. Zumindest für die 
Umlaufmittelzuweisungen scheint jedoch, wie die ein-
schlägigen Anordnungen erkennen lassen, ein gewisser 
Ausgleich durch stärkere Kreditbeansprudhung erfolgt 
zu sein. 

Entgegen der Entwicklung in diesen Bereichen 
scheinen die Gesamtausgaben für kulturelle und 
soziale Zwecke mit Mehrausgaben von vielleicht 
0,5 Mrd. DM (einschließlich Sozialversicherung) nicht 
unbeträchtlich höher gelegen zu haben als im Haus-
haltsplan vorgesehen war. Mit Bestimmtheit haben die 
Ausgaben im Bereich der Sozialversicherung für Lohn-
ausgleich und sonstige Barleistungen auf Grund eines 
die Voranschläge stark überschreitenden Kranken-

standes um rund 0,25 Mrd. DM über den Voranschlägen 
gelegen. Im übrigen enthält dieser Bereich aber auch 
einen großen Teil von Ausgaben, über die normaler-
weise wenig gesagt wird (unter Sport z. B. wahrschein-
lich die vormilitärische Ausbildung u. ä., unter Kultur 
vielerlei Ausgaben für politische Zwecke, die unter 
Titeln, wie „Kulturelle Massenarbeit", zusammen-
gefaßt werden) und bei denen Ausgabenerhöhungen 
ohne Rücksicht auf die ökonomischen Gegebenheiten 
und die finanziellen Möglichkeiten denkbar erscheinen. 

Für den Staatshaushaltsplan 1961 werden Gesamt-
einnahmen eingesetzt, die etwa 6 vH über den tat-
sächlichen Einnahmen des Vorjahres liegen, die des 
Staatshaushaltsplanes von 1960 aber nur wenig über-
steigen. Innerhalb der Gesamteinnahmen sollen die 
Abführungen seitens der volkseigenen Industrie um 
rund 10 vH über dem Vorjahrs-Ist liegen. Dieser 
gegenüber der im Volkswirtschaftsplan festgelegten 
Erhöhung der Industrieproduktion um 7,2 vH erstaun-
lich, starke Einnahmenzuwachs deutet vielleicht darauf 
hin, daß die Entwicklung der Abführungen im Jahre 
1960 durch besonders ungünstige einmalige Umstände 
bedingt war, die man künftig vermeiden zu können 
hofft. Ferner spielen hier aber auch Strukturfragen 
- Minder- und Mehrproduktion von hoehbesteuerten 
Konsumgütern - eine Rolle. 

Bei den für 1961 geplanten Ausgaben wird nicht 
etwa der nicht erfüllte Plan für 1960 nunmehr mit 
einer gewissen Verzögerung zu rekonstruieren ver-
sucht, ebensowenig werden aber auch die 1960 tatsäch-
lich erreichten Ausgabenbeträge ungefähr gleichmäßig 
erhöht. Die Ausgaben für den Gesamtbereich der Inve-
stitionen in der oben erwähnten Abgrenzung sollen 
z. B. um rund 8 vH gegenüber dem vorjährigen Ist-
Betrage steigen, liegen damit aber nur bei knapp 
95 vH des Planes von 1960. Die Ausgaben für den 
Wohnungsbau erreichen, trotz Erhöhung um 7 vII, 
nur etwa 80 vH des Vorjahrsplans. Umgekehrt sollen 
die Ausgaben für die Bereiche Kultur und Sozialwesen 
(einschließlich Sozialversicherung) nur um etwa 3 vH 
gegenüher den tatsächlichen Vorjahrsausgaben steigen, 
damit aber etwa 8 vH höher liegen als im Haushalts-
plan von 1960. Die Steigerung entfällt nahezu gleich-
mäßig auf die Ausgaben der Sozialversicherung und die 

der anderen Bereiche. 
Wenn man die Ausgabenfestsetzungen gegenüber 

den im Vorjahr erreichten Ausgaben zugrunde legt, 
zeigt sich das Bestreben, nach Möglichkeit das Produk-
tionswachstum durch Erhöhung der Investitionsaus-
gaben zu stärken. Umgekehrt ergibt der Vergleich der 
Pläne von 1960 und 1961, daß diesem Bestreben durch 
die tatsächlichen ökonomischen, vielleicht auch politi-
schen Bedingungen Grenzen gesetzt sind. Die zu 
Beginn des Siebenjahrplanes auf Grund des zunächst 
relativ starken Wachstums der Industrieproduktion 
beträchtlich erhöhte Investitionsquote scheint wieder 
etwas nach unten korrigiert werden zu müssen. Weder 
hat der Verwaltungsapparat die gründliche Vorberei-
tung der vielen vorgesehenen Objekte voll zu bewäl-
tigen vermocht, noch ist angesichts der knappen Bau-
und Ausrüstungskapazitäten deren Durchführung ganz 
gelungen. Auf der anderen Seite aber werden die 
finanziellen Mittel durch unerwartet hohe Aufwendun-
gen für Sozialleistungen und Bildungswesen im Inter-
esse der Erhaltung und Höherqualifizierung des 
Arbeitskräftepotentials belastet. Im übrigen waren 
auch wohl Umdispositionen erforderlich, um die Ver-
brauchsgüterversorgung den steigenden Privateinkom-

men entsprechend zu verstärken. 
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Monatliche 
Zahlen. 
übersieht 

März 1961 B 
1960 1961 

Gegenstand 
Ge- 

biet *) 
Einheit}) 

Jan. Febr. 

Anzahl der Werktage: 24,7 j 25 

März I April 

27 j 24 

Mai j Juni j Juli August Sept. Okt. j Nov. Dez. 

25 j 23,2 j 26 25,9 26 1 26 I 24.3 26 

Jan. I Febr. März 

25,7 24 i 26 

Bevölkerung 
Bevölkerungebestand, insgesamt 

Bevölkerungsbewegung 
Geburten :r 

Sterbefälle') 

Ebescbließungen   

D 

BRD') 
W -B 
0-B 
SBZ 

BRD') 
W-B 

SBZ Iß) 

BRD') 
W -B 
S BZ lE) 

BRD') 
ü B 
SBZ 1a• 

1000 

auf 1000 
Einwohner 
und 1 Jahr 
berechnet 

E 

53081 
2208 

17,3 
9,2 

15,9 

13,3 
18,4 
13,9 

5,3 
5,6 
5,7 

53105 
2206 

18,9 
10,2 
18,4 
6,9 

20,9 
17,5 

8,0 
6,6 
7,1 

72600 

53159 
2204 
1080 

16180 

18,7 
10,0 
18,0 
12,2 
19,2 
18,5 

6,5 
8,2 
7,1 

53218 
2204 

8,6 
9,9 

17,3 

10,8 
16,0 
14,4 

9,9 
10,8 
12,2 

53291 
2204 

18,5 
9,5 

16,9 

10,5 
15,5 
12,8 
11,1 
10,3 
9,7 

72800 

53373 
2204 
1080 
16155 

18,0 
9,9 

16,9 

10,0 
14,3 ! 
12,7 j 

10,8 
11,3 
12,5 

53445 
2203 

1 i,7 
10,1 
16,4 
9,8 

14,6 
11,8 

11,7 
11,6 
12,2 

53521 
2203 

17.7 
9,7 

16,7 

9,7 
14,0 
11,'2 

15,1 
12,6 
11,9 

73000 

53601 
2203 
1080 
16135 

17,9 
10.7 
17,6 

9,6 
14,0 
10,8 

8,1 
10,1 
9,1 

53662 
2204 

16,1 
9,3 

16,3 

10,8 
16,1 
12, 5 

8,8 
9,6 

10,0 

53714 
2203 

16,2 
9,1 
16,6 

11,0 
16,3 
13,0 

8,3 
7,8 
7,6 

73100 

0)53756 
2202 
1080 
16100 

16,7 
9,3 

16,5 

11,7 
17,0 
13,5 

8,4 
9,7 

11,0 

53811 
2•'02 

18,1 
10,1 
16,6 
12,1 
18,1 
13,2 

5,7 
6,2 
5,5 

2201 i 2'L00 

. • . 

19,4 • 
10,6 10,8 

11,7 ' 
17,7  16,0 

7,1 
7,6 10,1 

Deutsche Bundesbahn 
Personenverkehr 

Bei. Personen, kalendertägl. 
Geleietete Personen-km s) 

Güterverkehr 
Beförderte Güter, arbeitstägl.. 
Geleistete Nettotonnen-km 4) . 
Wagengestellung, arbeitstäg(. . 

Straßenverkehr 

Bef. Pers. auf Straßenbahnens) 
„ in Kraftomnibussens) . 

Geleietete Tonnen-km im gewerb-
lichen Güterfernverkebr7) . 

Gel.Tonnen-km im Werkfernv. 8) 
Zulassung v. fabrikneuen Kraft-
fahrzeugen insgesamt . . 
dar.: Personenkraftwagen .  

Binnenschiffahrt 1) 

Beförderte Güter, arbeitstägl. 
Geleistete Nettotonnen-km . 

Seeechiffahrt 
Güterverkehr, insgesamt . 

dar.- Auslandsverkehrl0) 

Deutscher Seefrechtenindex 
Linienfahrt   
Trampfahrt 
Tankerfahrt 

BRD ') 
BRD ') 

BRD ') 
BRD ') 

1954 = 10( 
Mill. 

1954 = 100 
Mill. 
1000 

BRD') mill. 

BRD 

r Stück 

BRD ') 1954 = 100 
„ Mill.  

BRD 1000 t 

BRD 1954 = 100 

BRD 2.Hj.54=100 

  Motise.=100 

S 

TD 

S 

E 
E 

S 

S 

D 

111 
2917,9 

128 
5031 
62,2 

267,8 
236,7 

1254 
243 

69033 
52646 

136 
2717,7 

6752,8 
632'4,0 

197 

121,2 
81,8 
57,0 

107 
2727,2 

126 
4941 
63,1 

255,5 
227,2 

1332 
272 

95257 
62658 

140 
2911.7 

99 
2741,5 

128 
5449,8 

65,4 

268,1 
231,3 

105 
3089,0 

103 98 
3373,1 3741,4 

133 132 
5040,1 5258,1 

67,1 67,8 

135 
5009,0 

68,2 

I j 
251,7 255,3 240,6 
211,4 217,3 204,9 

1592 1457 
322 

142431 
03690 

157 
3498,1 

6226,0 6512,3 
5836,5 6083,7 

158 172 

121,3 121,2 
76,8 75,1 
52,5 45,0 

289 

127893 
96614 

166 
3191,7 

1597 
321 

123958 
94223 

170 
3588,7 

6315,9 . 6997,7 
5959.5 6534,3 

191 197 

121,5 
76,9 
44,1 

121,3 
75,5 
41,5 

101 96 
4209,0 3574,0 

131 
5534,0 

67,4 

239,5 
207,3 

1472 1569 
303 

105764 
78739 

319 

94193 
69735 

138 
5373,0 

65,9 

229,4 
208,2 

1598 
339 

85244 
64144 

103 
3243,1 

100 
3006,0 

135 146 
5419,7 5750,0 

69.0 73,1 

243,8 258,.5 
213,8 , 231,5 

1627 1621 
339 332 

100069 I 97192 
78499 75483 

101 
2690,6 

152 
5691,4 

74,6 

261,9 
238,2 

1640 
328 

87293 
66736 

178 171 164 163 164 167 
3552,3 3740,2 3599,9 '.3449.4 3459,0 3404.4 

6214,5 
5835,4 

189 

121,4 
68,7 
41.0 

6497,3 
6048,4 

178 

6720,4 
6202,6 

176 

121,7 121,6 
66,5 69,`2 
46,9 1 43,1 

6403.5 I 6740,3 
5941,3 i 6266,4 

174 i 184 

122,1 122,3 
72,2 ' 72,7 
52,2 1, 53,7 

6949,8 
6540,8 

201 

122,8 
78,9 
57,5 

96 
3043,0 

138 
5452,2 

69.1 

272,6 
251,6 

1475 
298 

83568 
63224 

154 
3157.9 

6974,7 
8610,9 

197 

122,5 
80,7 
67,7 

109 
3054,1 

12:3 
5039,0 

62,8 

103 
263:3,3 

128 
4872,1 

64,7 1 

260,7 246,1 
254,2 234,8 

1414 
290 

80235 106199'164752 
59912 78859 124172 

141 
2947,4 

7163,4 
6734,6 

199 

124,9 
78,5 
53,8 

125,5 125,0 
74,1 72,0 
44,2 44,3 

Luftverkehr n) 

Fluggäste   
Fracht   

BRD 
„ 1000 
„ t 

Poet- und Fernmeldeverkehr BRD 

Nachrichtenverkehrl2) 1950 = 100 
Briefsendungen   Mill. 
Gewöhnliche Paketsendungen „ 
Telefongespräche   „ 
Gutschriften i. Postscheckdienst   Mill. DM 
Guthaben auf Postsparkassenkt  „  ,.  

Einzelhandelsuni Sätze 
Gesamter Einzelhandel . 
Nahrunge- und Genußmittel 
Bekleidung und Wäsche 
Hausrat und Wohnbedarf 
sonstiger Einzelhandel  

Index der Grundstolipreise 
Grundstoffe insgesamt . . . . 

Grundst. Inländischer Herkunft . 
ausländischer 

Grundet. landwirtschaft). Herk. 
industrieller 

Index der Erzeugerpreise 
Gesamte Industrie   

BRD") 

BRD -) 

BRD") 

Grundstoff- und Produktione-
güterindustrien   

Investitionsgüterindustrien . 
Verbrauchsgüterindustrien . 
Nahrunge- u. Genußmittelind. 

Index der Einzelhandele-
preise 

Insgesamt   

Lebensmittel 
Textilwaren und Schuhe 
Hausrat und Wohnbedarf 

BRD*) 

1954 - 100 

1938 - 100 
1950 = 100 

1935 - 100 
1950 = 100 

1938 = 100 
1950-100 

S 

S 

S 

D 

D 

D 

379,4 
5574 

188,9 
617 
19 

367 
21110 
2851 

132 
133 
129 
139 
140 

256 
133 
140 
100 
121 
147 

360,4 
5691 

191,3 
627 
21 

370 
1950'2 
2919 

129 
137 
100 
141 
148 

254 
133 
140 
98 
120 
147 

443,0 608,4 
6431 6599 

644,0 684,4 729,3 754,1 
7083' 6387 6825 6870 

210,3 • 199,3 196.5 194,6 ', 195,9 198,5 
775 ; 688 689 613 ' 668 668 
24 23 23 19 20 21 
365 369 358 388 366 3i. 

21801 20761 21043 21407 22401 22186 
2981 ! 3011 i 3050 1 3063 • 3096 3119 

149 
148 
130 
160 
171 

254 
132 
140 
99 

120 
147 

161 
159 
159 
160 
171 

254 
133 
140 
98 
119 
147 

154 
146 
155 
164 
166 

253 
132 
139 
99 
119 
147 

145 156 
147' 152 
134 ' 152 
151 172 
155, 167 

253 253 
132 132 
140 140 
98 96 

119 119 
147 1 146 

743,9 671,8 506,0 
7984', 8593 8580 

495,2 
8984 

212,2 ' 212,7 221,5 242,3 
736 i 748 , 779 891 
23 26 ' 30 _• 37 

390 1 387 •• 402 421 
21828' 22616 22666 26492 
3134 ,, 3151 ' 3167 :, 3213 

744 143 
145 1 145 
117 I 129 
176 179 
161 ! 165 

249 
130 
138 
95 
115 
146 

249 
130 
137 
95 
115 
146 

768 
151 
179 
193 
169 

249 
130 
138 
95 

115 
146 

175 
149 
184 
207 
182 

250 
131 
138 
95 

116 
146 

-) 472,3 
7723 

207,4 203,2 
699 664 
21 21 

392 395 
23534 20715 
3341 3418 

814 
27 

23527 

246 142 140 175 
202 139 138 166 
268 132 1'24 171 
296 159 15'2 184 
272 15S 160 197 

250 
131 
138 
94 

116 
146 

233 
125 

138 
134 
102 
106 

233 
125 

138 
134 
102 
105 

233 
1'25 

138 
134 
102 
105 

233 
125 

139 
134 
102 
105 

"34 
125 

138 
134 
103 
105 

234 
125 

138 
134 
103 
105 

234 
126 

139 
136 
103 
105 

235 
126 

139 
137 
103 
105 

236 
127 

139 
1'37 
104 
105 

237 
127 

139 
138 
105 
106 

237 
127 

139 
138 
105 
106 

237 
127 

139 
139 
106 
106 

250 
130 
138 
95 

116 
147 

251 248 
131 129 
139 137 
95 92 

116 114 
147 146 

238 238 238 
128 128 128 

139 139 139 
139 139 139 
106 106 106 
107 107 107 

195 
113 
116 
99 
122 

195 
113 
116 
99 
122 

195 
113 
116 
99 
122 

195 
113 
116 
99 
122 

195 
113 
116 
100 
122 

194 
113 
115 
100 
122 

196 
114 
118 
100 
122 

193 
112 
113 
100 
123 

193 
112 
112 
100 
12,5 

194 
112 
112 
100 
126 

194 
113 
113 
101 
126 

195 
113 
113 
101 
1'26 

196 
113 
113 
101 
127 

196 
114 
114 
101 
127 

*) D - Gesamtdeutschland, BRD = Bundesrepublik Deutschland einschl Saarland und West-Berlin. BRD*) = Bundesrepublik Deutschland einschl. Saarland 
und ohne West-Berlin, BRD**) = Bundesrepublik Deutschland ebne Saarland und ohne West-Berlin, WB = West -Berlin, O-B = Ost-Berlin, SBZ- Sowjetische 
Besatzungszone. - j') E - Monatsende, S = Monatssumme, TD = Tagesdurchschnitt. - Kursive Zahlen : Vorläufig oder geschätzt. - o) Beriebtigte Zahl. 
1) Lebendgeborene, - 8) Ohne Totgeborene. - s) Ohne Militär- und ohne Kraftwagenverkehr. - 4) Güterwagen in allen Zügen. - a) Einschl. Stadtschnellbahnen und 
Ohne. - 6)Linien- und Gelegenheitsverkehr, einschl. Bundesbahn und Bundespoet.- 7) Ohne Möbel-Fernverkehr, einschl. Güterfernverkehr der Deutschen Bundes-
bahn; Quelle : BAG, Köln. - s) Statistische Mitteilungen des Kraftfahrtbundesamtee.- 9) Einschließlich Durchgangsverkehr.- 10) Einschließlich des Verkehre mit 
den Häfen der SBZ und des polnischen Besatzungsgebietes. - 11) Gesamt-Flughafenverkehr (In- und Ausland); Ankunft und Abgang. - 19) Im Nachrichtenverkehr sind 
enthalten : Briefsendungen, elegramme, Orte- u. Ferngespräche. - 18) Einschl. Ost-Berlin. 

Soweit es eich nicht um Berechnttngen des Deutschen Institute für Wirtecbaßeforeebung handelt, entstammen die Angaben folgenden Quellen. Statistisches 
Bundesamt, Wiesbaden. - Statistisches Landeeomt Berlin. - Statistischen Amt des Saarlandes. - Zentralverwaltung für Statistik, Ost-Berlin. 

197 
114 
114 
102 
127 
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Monatliche 
Zahlen-
übersicht I  

Jan./März 1961  

Gegenstand Einheit'}) 
1960 1961 

Jan. Febr. März April I Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. I Dez. Ian. Febr. März 

Ver. St, v. Amerika 

Bruttosozialprodukt . . . 
Privater Verbrauch . 
Bruttoinvestition, privat . 
einscb). Außenbeitrag 

Öffentlicher Bedarf . 
Erwerbstätige 1)   
Arbeitslose   
lud. Produktion 2) 
Lagerhaltung verarb. Ind. 8) 
Außenh., Generaleinfuhr 

Generalausfuhr 
Goldbestand   
Konsumkredite 1e) . . .   
Emissionen 4) 
Aktienkurse (500 Aktien) 6) 
Rendite öff. Anleihen . . 
Staatseinnahmen . . .   
Staatsausgaben   
Großhandelspreises) 
Lebensbaltungskosten 7) . . 

Mrd. E 

1000 

1957-100 
Mrd. 4 
Mill. 8 

1941143 = 10 
010 

Mill. 4 

1947149 = 100 
17. 1. 1956=100 

V 16) 

„ 16) 
„16) . 
E 64020 

4149 
D 111 
E 53,3 
S -) 1143 
„ -) 1561 
E 19454 
S 39738 

1958 
) 58,03 

4,37 
S 5425 

6157 
D 119,3 
M 125,4 

64520 
3931 
110 
53,9 

-)1289 
1,576 

19429 
39785 
2127 
55,78 
4,'22' 
9289 
6142 
119,3 
125,6 

501,3 
323,3 

80,5 
97,5 

64267 
4206 
109 
54,3 

-)1378 
-)1749 
19410 
40020 
2077 
55,02 
4,08 

12217 
6423 
120,0 
125,7 

66159 
3660 
109 
54,7 

-)1261 
-)1818 
19386 
40651 
4579 
55,73 
4,17 
7468 
6032 
120,0 
126,2 

67208 
3459 
110 
55,0 

0)1262 
0)1804 
19356 
41125 
1951 
55,22 
4,16 
9725 
6073 
119,7 
126,3 

505,0 503,5 
329,0 328,3 

77,5 74,5 
98,6 100,7 

68579 68689 68282 67767 67490 
4423 4017 3788 3388 3579 
109 110 108 107 107 
55,t 54.9 55,0 54,7 0) 54,4 

-)l307 0)1150 o)1229 1160 1157 
-)1737 1699 0)1609 1610 1744 
19343 19245 19052 18870 18571 
41752 42050 4'2378 42517 42591 
2493 16'26 3177 1822 o)1799 
57,26 55,84 56,51 54,81 53,73 
3,99 3,86 3,79 3,82 3,91 
12804 3976 8590 10211 3641 

-)6521 6172 6803 6793 6829 
119,5 119,7 119,2 119,2 119,6 
126,5 126,6 126,6 126,8 127,3 

67182 
4031 
105 
54,0 
1161 

o)1797 
18058 
42703 
1985 
55,47 
3,93 
7900 
6773 
119,6 
127,4 

66009 
4540 
103 

53,6 
1157 

o)1797 
17954 
43281 
1981 
56,80 
3,88 
8751 
6847 
119,5 
127,5 

64452 
5.385 
10'2 
53,5 
1124 
1647 

17441 
42782 
1712 
59,73 
3,89 
5537 
6470 
119.8 
127,4 

61655 
5705 
102 

1046 
167'2 

17373 
42264 

62,17 
3,81 
9153 
6200 
119,9 
127,5 

499,7 
329,0 

65516 
5495 
102 

1231 
1934 

17389 

64,1'2 
3,78 

7000 
119,8 
127,5 

Großbritannien 

Bruttosozialprodukt 
Privater Verbrauch 
Bruttoinvestition 
einschl. Augenbeitrag 

Öffentlicher Verbrauch 
Erwerbstätige 1)   
Registrierte Arbeitslose . 
lud. Produktions) . . 
Aufienh., Spezialeinfuhr. 

Spezialausfuhr . 
Gold. u. Devisenreserven 
Emissionen a)  
Aktienkurse (Fin. Times) 
Rendite öff. Anleihen . . . 
Staatseinnahmen . . .   
Staatsausgaben   
Großhandelspreise 
industrieller Güter 10) 
Lebenshaltungskosten u) 

Mill. € 

1000 

1954 = 100 
Mill. € 

Mill. S 
mill. £ 

1935 = 100 
olo 

Mill. €. 

1954= 100 
7.1.1956=100 

V 

E 

D 
S 

E 

D 

S 

D 

-)23335 
460,6 
120 

355,0 
316,3 
2685 

331,1 
5,15 

899,9 
453.8 

111,9 
109,9 

23338 
450,0 

123 
355,0 
295,8 
2722 

322,5 
5,16 

771,0 
423,9 

111,9 
109,9 

o)5235 
o) 3874 

o)1053 
0)1088 
33343 
413,'2 
126 

319,8 
308,1 
2180 
150,4 
317,8 
5,28 

605,1 
553,4 

111,9 
109,7 

23420 
391,2 

1'20 
362,0 
307,3 
2831 

315,4 
5,35 

321,8 
445,3 

112,5 
110,3 

23523 
341,2 
125 

317,9 
317,5 
2859 

308,9 
5,33 

436,7 
360,6 

113,0 
110,3 

o)5601 5461 
o)4170 c)4172 

-)1031 o) 997 

-)236 8 23662 23771 -237•9 o)23858 
305,1 292,0 321,4 305,2 328,5 
119 109 105 124 127 

374,1 370,5 369,0 350,5 366,5 
275,0 274,8 279,8 259,9 257,2 
2892 2996 3012 3108 3139 
142,7 143,0 
318,0 313,1 325,7 331,1 325,9 
5,55 5,64 5,60 5,48 5,52 

360,2 341,1 460,1 409,9 357,2 
509,4 415,7 461,1 505,9 396,1 

113,2 113,4 113,5 113,5 113,6 
110,9 111,1 110,4 110,5 111,4 

-)23875 
351,8 

o) 126 
407,8 
342,3 
3167 

312,1 
5,44 

409,1 
406,6 

o)113,ß 
111,9 

5814 
44'24 

1106 
1033 

23711 
365,0 

119 
310,8 
302,7 
3231 
171,3 
300,6 
5,63 

421,6 
648,0 

o)114,1 
112,2 

Frankreich 

Arbeitslose   
Ind. Produktion .   
Außenh., Spezialeinfuhr. 

Spezialausfuhr . 
Gold- u. Devisenreserven 
Emissionen v. Oblig. . 
Aktienkurse (124 Ind.-Akt.) . 
Rendite öff. Anleihen 
Großhandelspreise (319 W.) 
Lebenshaltungskosten 12) . 

1000 
1952 = 100 

Mrd.{re. /M1Il.NF 

„Mill. E• 
Mrd.frsl I000NFT 
31. 12. 58 = 100 

0/0 
1949 = 100 

1. 7. 56-30. 6. 57 
= 100 

E 
D 
S 

E 

D 

174,3 
176 

2494 
2925 
1738 
78,0 

141,1 
5,13 

180,6 
130,1 

170,0 
177 

2100 
2997 
178[ 
191,4 
147,2 
5,27 
179,2 
130,4 

152,9 
174 

2806 
3004 
1854 
250,6 
143,9 
5,17 

178,4 
130,4 

140,8 
179 

2661 
2,47 
1932 

326,1 
152,7 
5,17 

180,1 
130,6 

124,8 
183 

2659 
2841 
2026 

1.95, 7 
5,02 
181,9 
130,3 

108,1 103,0 103,2 107,7 116,4 
181 169 119 177 181 

2463 2515 2216 2462 2337 
2732 2784 2119 2717 3065 
l9ä'7 1988 2098 2110 2136 

162,0 167,2 17 5, 2 165,3 15 9, 6 
5,20 5,18 5,15 5,18 5,18 
177,4 176,9 177,0 178,7 179,6 
130,2 1'30,7 131,9 132,1 132,3 

127,7 
192 

2620 
293'2 
2068 

167,0 
5,09 

181,0 
132,7 

132,9 
189 

3040 
3025 
2070 

162,5 
5,03 
182,5 
133,0 

Italien 

Arbeitslose 
lud. Produktion. 16) 
Außenhandel, Einfuhr . . 

Ausfuhr 
Gold- u. Deviseureserven   
Aktienkurse   
Rendite öff. Anleihen . . 
Großhandelspreise . . . 
Lebenshaltungskosten . . . 

1000 
1953 = 100 
Mill. Lire 

Mill. 5 
1958 = 100 

0/0 
1953 = 100 

E 
D 
S 

D 
E 
E 
D 

1279 
165,2 
219 
145 
2900 
19'2 
5,25 
99,5 

115,3 

174,1 
-) 247 

192 
2869 
189 
5.2'3 
99,1 

115,1 

189,0 
0) 253 
0) 209 

2835 
187 
5,28 
98,7 

114,9 

772 
118,6 
242 
190 
2863 
193 
5,30 
98,6 

114,8 

189,5 
260 
206 
2876 
204 
5,29 
98,7 

115,0 

629 
180,4 190,1 
232 o) 270 

o) 1'8 -) 195 
2898 299.2 
228 1238 
5,23 5,11 
98,4 98,6 

115,0 115,5 

153,8 
-) 215 
o) 180 

3097 
280 

o) 5,15 
98,6 

115,7 

705 
0)193,6 0)193,1 

241 o) 260 
0) 192 0) 208 
3083 3065 
300 272 

o] 5,13 0) 5?S 
98,5 98,6 

115.6 115,6 

23682 
418,9 
120 

391,9 
330,1 
324.5 

311,9 
5,75 

853,1 
420,1 

114,3 
112,3 

23695 
389,7 

124 
341,9 
297,1 
3195 

321,3 
5,84 

805,3 
474,9 

114,4 
112,3 

350,8 

384,0 
309,9 
3021 
146,3 
337,7 
5,87 

757,4 
703,6 

114,8 
112,7 

148,9 148,0 129,7 
185 189 187 

2394 2605 3230 
2683 2754 3360 
2143 2235 2398 

107,9 114,0 118,5 
5,12 5,13 • 

183,3 182,1 181,8 
133,1 133,2 133,1 

1093 
0)187,9 190,3 186,3 184,6 

255 257 264 257 
o) 183 203 177 199 

3057 30S0 2972 
245 228 250 265 

o) 5,36 -) 5,34 • 
99,0 09,0 99,1 99,2 

116,1 116,3 116,8 116,8 

Niederlande 

Arbeitslose   
lud. Produktion, arbeitstägl  
Augenh., Spezialeinfuhr . 

Spezialausfuhr . 
Gold- u• Devisenreserven 
Emissionen 1s)   
Aktienkurse   
Rendite öff. Anleihen . 
Großhandelspreise . . . 
Lebenshaltungskosten . . . 

1000 
1953 = 100 
Mill. hfl. 

Mill. E 
Mill. hfl. 
1953 = 100 

0,'0 
1948 = 100 
1951 = 100 

E 
D 
S 

E 
S 
D 

D 

101,7 
150 

1338 
1090 
1363 
207,2 
359 
4,29 
142 
126 

90,3 
0) 151 

1324 
1258 
1379 
7,9 
338 
4,27 
141 
126 

70,1 
155 
1555 

0)1365 
1401 

295,.5 
338 
4,30 
139 
1'25 

58,7 
-) 158 
0)1333 

1187 
1394 
93,7 
362 
4,29 
139 
127 

44,8 
0) 16'2 

1415 
1254 
1397 
9,3 
364 
4,28 
139 
1.26 

41,4 45.4 
159 157 

0)1460 1478 
12'22 -) 1237 
1467 1481 
306,4 109,9 
413 410 
4,26 4,20 
139 138 

0) 125 -) 126 

41,6 
152 

1:'89 
1164 
1465 
157,1 
424 
4,08 
137 

-) 126 

39.9 
155 

0)1461 
1390 
1561 
116,5 
408 
4,17 
137 
1'28 

40,2 
0) 159 
0)1537 
1402 
1627 
114,2 
402 
4,17 
137 
127 

45,1 61,5 
o) 158 164 

1480 1547 
1371 13'65 
1628 0)1753 
8,7 406,2 
401 391 
4,09 4,05 
137 139 

o) 126 o) 1'26 

Belgien 
Arbeitslose 14)   
lud. Produktion .   
Außenh., Spezialeinfuhr 

Spezialausfuhr 
Gold- u. Devisenreserven 
Aktienkurse   
Rendite öff. Anleihen 
Großhandelspreise . 
Lebenshaltungskosten. . 

1000 
1953-100 
Mill. bfrs. 

Mill. S 
1953 = 100 

010 
1953-100 
1953 = 100 

D 

S 

E 
D 

252 
122,2 
15775 
15973 
1240 
138 
4,22 

103,6 
110,3 

229 
128,4 
17009 
15190 
1261 
129 
4,25 

102,7 
110,2 

177 
131,9 
17128 
17068 
1295 
121 
4,26 

102,4 
109,9 

161 
129,3 
15648 
16251 
1324 
119 
4,26 

102,2 
109,8 

148 
130.5 
16129 
15652 
1330 
114 
4,28 

102,9 
109,8 

137 127,5 
129,6 109,4 
15829 15412 
15871 15053 
1347 1257 
121 124 
4,27 4,29 

102,9 102,2 
110,0 109,7 

121,5 
119,6 
154:20 
13120 
1188 
123 
4,35 

101,7 
109,6 

119 
)132,4 
16512 
14779 
1219 
121 
4,34 

102,2 
109,8 

121 
o)130,7 
16839 
16127 
1281 
118 
4,34 

102,4 
110,1 

132 16'2 
0)132,9 115 
16925 16500 
0)15744 15787 

1339 1422 
114 108 
4,35 4,39 

102',5 102,2 
110,3 0)110,3 

Schweiz 

Arbeitslose . . 
Außenh ., Spezialeinfuhr 

Spezialausfuhr 
Gold- u. Devisenreserven 
Aktienkurse   
Rendite öff. Anleihen 
Grolhandelspreise . 
Lebenshaltungskosten 

1000 
Mill. sir. 

Mill. _ 
vH 
0/0 

Aug. 1939 = 100 

E 
S 

E 

D 

5,6 
588,9 
505,1 
1941 
589 
3,32 

217,2 
181,0 

2,9 
748,3 
618,1 
1895 
583 
3,30 
215,1 
181,9 

0,8 
818,4 
720,8 
1873 
577 
3,22 

214,8 
181,9 

0,7 
775,1 
643,7 
1867 
604 
3,13 

214,3 
182,2 

0,5 
821,4 
663,7 
1899 
678 
3,07 

213,9 
183,0 

0,4 0,3 
829,7 814,4 
640,8 694,9 
1906 2056 
733 717 
3,05 3,00 

214,3 215,2 
183,2 183,7 

0,3 
789,0 
591,5 
2088 
827 
2,95 

214,9 
184,1 

0,4 
822,3 
699,6 
2110 
785 
3,00 

214,3 
184,6 

0,5 
844,5 
766,5 
2170 
794 
3,03 

213,9 
184,9 

0,6 1,7 
886,0 909,7 
766,7 819,7 
2184 232'2 
790 802 
3,05 3,03 

214,1 213,2 
184,9 184,7 

71,4 60,8 
162 165 

1676 1406 
1353 1212 
1689 1659 
117,7 11,9 
408 434 
4,01 3,94 
139 139 
127 127 

226 160 
99 129 

16400 1S000 
12021 15800 

109 116 
4,39 4,39 

102,4 102,8 
110,4 110,5 

46,2 

1668 
361,2 
446 
3,94 

126 

135 
145 

123 
4,38 

110,5 

3,3 1,0 0,4 
857,6 886,7 1035,2 
624,7 683,8 749,4 
2335 2300 2536 
882 918 931 
2,99 2,89 2.84 

212,0 212,9 212,9 
184,2 184,3 184,3 

1•) D - Monatsdurchschnitt; E - Monatsende; M = Monatsmitte; S - Monatssumme; - V - Vierteljahreszahlen. - Kursive Zahlen: Vorläufig oder 
geschlitzt. - -) Berichtigte Zahl. 
1 Nur Zivilpersonen. - 8) index des Federal Reserve Board, bereinigt. - 8) Bereinigt und Buchwerte. - 4) Federal Reserve Board, New Security issues, 
Gross proceeds, all issuers, total. - 6) Standard and Poor's Corporation. - 6) US Department of Labor. - 7) Verbraucherpreise, US Department of 
Labor, - 8) Index A des London and Cambridge Economic Service auf der Basis der gelieferten Warenmengen. - 9) Einheimische und Ausländische 
Neu-Emissionen. - 10) Board of Trade. - 11) Ministry of Labour. - 12) Paris, 34 Waren. - 18) Zur Zeichnung aufgelegte Summe. - 14) Täglicher 
Durchschnitt der kontrollierten Arbeitslosen. - 15) Auf Jahresbasie; saisonbereinigt. - 16) Revidierte Zahlen. 


